
genannten gesetzlichen Bestimmungen auch strafrecht­
lich zur Verantwortung zu ziehen sind.

Es kann und darf nicht mehr zugelassen werden, daß 
Beschlüsse des örtlichen Machtorgans einfach nicht 
durchgeführt werden. Von jedem Staats- und Wirt­
schaftsfunktionär muß erwartet werden, daß er sein 
Können, sein ganzes Wissen und seine ganze Kraft für 
die strikte Durchführung aller Beschlüsse einsetzt. Nur 
so werden die im Siebenj ahrplan gestellten Aufgaben 
verwirklicht, die ökonomische Hauptaufgabe erfüllt, 
das Lebensniveau unserer Bevölkerung rasch gesteigert 
und das Vorbild für Westdeutschland geschaffen. Nur 
so werden wir die DDR und damit das ganze soziali­
stische Lager festigen und stärken, den Sieg des Sozia­
lismus in der DDR erringen und den westdeutschen 
Militaristen und Imperialisten die Kriegsfackel aus der 
Hand schlagen. Politisch blind und als typische Büro­
kraten haben beide Angeklagten ihre Tätigkeit im 
Staatsapparat gegen die Interessen ihrer eigenen Klasse 
durchgeführt. Sie haben die Einheit von Politik und 
Ökonomie nicht erkannt.

Unter Berücksichtigung all dieser hier dargelegten 
Umstände hat der Senat bei beiden Angeklagten an­
tragsgemäß erkannt und den Angeklagten H. zu drei 
Monaten Gefängnis bedingt, den Angeklagten W. mit 
einem öffentlichen Tadel bestraft (wird ausgeführt).

Für alle anderen Mitarbeiter im Staatsapparat sollte 
dieses Strafverfahren Anlaß sein, ihre eigene Arbeit 
ständig kritisch zu überprüfen und unter Beachtung 
des Hinweises des Ersten Sekretärs des ZK der SED auf 
der V. Bezirksdelegiertenkonferenz in Leipzig und des 
Ministerratsbeschlusses vom 14. Juli 1960 sowohl die 
Qualität ihrer eigenen Arbeit als auch die des Kollek­
tivs zu erhöhen.

Diesem Gesichtspunkt soll auch die angeordnete 
öffentliche Bekanntmachung gern. § 7 StEG dienen.

H
OG, Beschl. vom 10. September 1960 — 2 Ust II 38/60

Aus den G r ü n d e n :
Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung des 

Angeklagten H., mit der Freispruch erstrebt wird, 
konnte keinen Erfolg haben.

Das Bezirksgericht hat den Sachverhalt ausreichend 
aufgeklärt und mit dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
übereinstimmende Feststellungen getroffen, wie das 
Protokoll über die Hauptverhandlung ausweist. Es hat 
den Sachverhalt strafrechtlich auch zutreffend beurteilt.

Die Tatsache, daß am 12. April 1960 auf der Fach­
tagung der Staatlichen Plankommission gefordert wor­
den war, alle Schlachtstraßen bis zum 30. Septem­
ber 1960 einzubauen und bei Nichteinhaltung dieses 
Termins die für das Entenkombinat W. bestimmte 
Schlachtstraße an den Bezirk Frankfurt (Oder) 
abzugeben, beseitigt nicht die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit des Angeklagten, denn dieser Umstand ist 
kein Rechtfertigungsgrund für sein im Widerspruch zu 
den Prinzipien des demokratischen Zentralismus 
stehendes Handeln. Der Beschluß des Rates des Be­
zirkes vom 28. September 1959 über den Aufbau 
des Entenkombinats in 'W. behielt weiterhin mit 
den sich für den Angeklagten daraus ergebenden Auf­
gaben und Verpflichtungen uneingeschränkte Gültig­
keit. Er hätte nur durch einen neuen Beschluß des 
Rates oder durch den Ministerrat aufgehoben oder ab­
geändert werden können, sofern die Voraussetzungen 
des Abschnitts II Ziffer 1 b) des Beschlusses über die 
Ordnung zur Leitung der örtlichen Räte durch den Mi­
nisterrat vom 24. Januar 1957 (GBl. I S. 123) Vorgelegen 
hätten. Keinesfalls wurde der Beschluß jedoch durch 
den von dem Abteilungsleiter der Staatlichen Plankom­
mission gegebenen Hinweis über den Eirtsatz von 
Schlachtstraßen im Jahre 1960 hinfällig. Das war dem 
Angeklagten auf Grund seiner langjährigen Arbeit in­
nerhalb des Staatsapparates auch bekannt.

Er hat zwar die beim Aufbau des Entenkombinats 
eingetretenen Schwierigkeiten dem Vorsitzenden des 
Wirtschaftsrates dargelegt und diesen vom Inhalt der 
Fachtagung informiert, danach jedoch entgegen seinen 
Pflichten als Staatsfunktionär, ohne die Entscheidung

des Rates über den weiteren Einsatz der Schlachtstraße 
abzuwarten, diese abverfügt. Damit hat er sich eigen­
mächtig über den Beschluß des Rates des Bezirkes hin­
weggesetzt und dessen Realisierung vereitelt. Aber 
selbst wenn die Schlachtstraße nicht termingemäß 
in W. hätte aufgestellt werden können, war H. 
nicht berechtigt, ihren Abtransport zu veranlassen. 
Über die weitere Verwendung der Anlage innerhalb 
des Bezirkes durfte dann ebenfalls nur der Rat ent­
scheiden.

' Zivilrecht
§§lff. GenG.
Das Gesetz, betr. die Erwerbs- und Wirtschafts­

genossenschaften, vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 810) — 
ursprüngliche Fassung vom 1. Mai 1889 (RGBL S. 55) 
— (Genossenschaftsgesetz) ist auf die in der Deutschen 
Demokratischen Republik bestehenden Konsumgenos­
senschaften unanwendbar.

Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts vom
22. September 1960 - 1 Zst PI. Z. 4/60.

G r ü n d e :
Nach der Zerschlagung des Hitlerfaschismus wurden 

bereits im Jahre 1945 von aktiven Genossenschaftern 
die ersten Konsumgenossenschaften neu gegründet. 
Durch den Befehl Nr. 176 der SMAD vom 18. Dezem­
ber 1945 erhielten diese allgemein das Recht zur Kon­
stituierung unter gleichzeitiger Bestätigung des Muster­
statuts der zu schaffenden Vereinigungen der Konsum­
genossenschaften. Damit hatten die nunmehr als wahr­
haft demokratische Organisationen errichteten Genos­
senschaften, die zum Aufbau einer neuen Volkswirt­
schaft beizutragen hatten, ihre gesetzliche Grundlage.

Die politische und wirtschaftliche Zielsetzung dieser 
Genossenschaften stimmt seit ihrem Wiederaufbau mit 
den gesellschaftlichen und staatlichen Aufgaben über­
ein. Die Einheit von politischen und wirtschaftlichen 
Aufgaben ist ,die. .Grundlage für die Arbeit der Kon­
sumgenossenschaften. So haben bereits die ersten von 
der KPD und SPD gemeinsam herausgegebenen Richt­
linien die Aufgaben der Konsumgenossenschaften bei 
dem Aufbau eines neuen, demokratischen Lebens in 
der antifaschistisch-demokratischen Ordnung umrissen 
und erläutert. Durch die' untrennbare Verknüpfung 
ihrer Aufgabenstellung mit den staatlichen Belangen 
haben sich die Konsumgenossenschaften in der Deut­
schen Demokratischen Republik zu einer Massenorga­
nisation entwickelt, die Mitträger unseres politischen 
Lebens ist und dabei umfangreiche gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Aufgaben zu erfüllen hat.

Mit der Schaffung und Festigung eines starken 
volkseigenen Sektors vollzog sich weiter der Prozeß 
der Wandlung des Charakters und der Funktionen der 
Konsumgenossenschaften. Ihr Eigentum barg von An­
fang an bereits Keime sozialistischen Eigentums in 
sich. Mit der weiteren Entwicklung der revolutionären 
Umwälzung, die über die antifaschistisch-demokratische 
Ordnung zur Periode der Errichtung der Grundlagen 
des Sozialismus führte, nahmen die Konsumgenossen­
schaften immer mehr sozialistischen Charakter und In­
halt an. Sie sind, ähnlich wie die landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften und die Produktionsge­
nossenschaften des Handwerks, zu einem Bestandteil 
der sozialistischen Volkswirtschaft geworden. Sie neh­
men am sozialistischen Aufbau und an der Stärkung 
der Deutschen Demokratischen Republik aktiven An­
teil. Ihre ökonomische Entwicklung erfolgt planmäßig 
auf der Grundlage der Volkswirtschaftspläne.

Ihre Hauptaufgabe sehen heute die Konsumgenos­
senschaften darin, den genossenschaftlichen Handel 
und die genossenschaftliche Produktion entsprechend 
den Volkswirtschaftsplänen zu entwickeln und durch 
die Entfaltung eines kulturvollen Handels auf dem 
Lande zur sozialistischen Umgestaltung des Dorfes in 
der Deutschen Demokratischen Republik beizutragen. 
Ihre Tätigkeit dient der Befriedigung der ständig 
wachsenden Bedürfnisse der Werktätigen in Stadt und 
Land. Die Voraussetzung für die Erfüllung der den 
Konsumgenossenschaften gestellten Aufgaben ist die 
inbesondere in der Präambel des am 3. und 4. De-
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